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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 13 R 43/12 BH 
 
L 7 R 50/11 (LSG Mecklenburg-Vorpommern) 
S 1 R 714/08 (SG Schwerin) 
 
 
 
…………………, 
 
 
 Klägerin und Antragstellerin, 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Nord, 
Platanenstraße 43, 17033 Neubrandenburg, 
 
 Beklagte. 
 

 

 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 19. Dezember 2012 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  S t e i n w e d e l ,  den Richter K a l t e n s t e i n  

und die Richterin Dr.  O p p e r m a n n  

beschlossen: 

 

Der Antrag der Klägerin, ihr für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nichtzulas-

sung der Revision im Beschluss des Landessozialgerichts Mecklenburg-Vorpommern 

vom 2. Oktober 2012 Prozesskostenhilfe zu bewilligen, wird abgelehnt. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Mit Beschluss vom 2.10.2012 hat das LSG einen Anspruch der Klägerin auf Rente wegen Er-

werbsminderung verneint.  

 

Mit Schreiben vom 31.10.2012 hat die Klägerin unter Beifügung der Erklärung über die persönli-

chen und wirtschaftlichen Verhältnisse beim BSG für die Durchführung des Verfahrens der Be-

schwerde gegen die Nichtzulassung der Revision im vorgenannten Beschluss Prozesskosten-

hilfe (PKH) beantragt.  

 

 

II 

 

Der Antrag der Klägerin auf PKH ist abzulehnen. 

 

Gemäß § 73a Abs 1 S 1 SGG iVm § 114 ZPO kann einem Beteiligten, der nach seinen 

persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen die Kosten der Prozessführung nicht, nur zum 

Teil oder nur in Raten aufbringen kann, für das Verfahren vor dem BSG PKH bewilligt werden, 

wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet und nicht 

mutwillig erscheint. 

 

Hier fehlt es der beabsichtigten Rechtsverfolgung an hinreichender Aussicht auf Erfolg. Es ist 

nicht zu erkennen, dass einer Nichtzulassungsbeschwerde der Klägerin Erfolg beschieden sein 

könnte. 

 

Das LSG hat in der angefochtenen Entscheidung die Revision nicht zugelassen. Deshalb steht 

der Klägerin als Rechtsmittel zum BSG lediglich die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der 

Revision (Nichtzulassungsbeschwerde) gemäß §§ 160, 160a SGG zur Verfügung. Dies bedeu-

tet, dass vor dem BSG nicht der gesamte Prozessstoff wieder aufgerollt werden kann. 

 

Im Verfahren der Nichtzulassungsbeschwerde geht es auch nicht darum, ob das Urteil des LSG 

richtig oder falsch ist. Daher ist eine allgemeine Überprüfung des Rechtsstreits in dem Sinne, 

ob das LSG in der Sache richtig entschieden hat, nicht zulässig. Vielmehr ist gemäß § 160 

Abs 2 SGG die Revision nur zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat 

(Nr 1), das Urteil des LSG von einer Entscheidung des BSG, des Gemeinsamen Senats der 

obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des BVerfG abweicht und auf dieser Abweichung 

beruht (Nr 2) oder wenn ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die 
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angefochtene Entscheidung beruhen kann (Nr 3). Ein solcher Zulassungsgrund ist nach der im 

PKH-Verfahren gebotenen summarischen Prüfung des Streitstoffs nicht zu erkennen. 

 

Eine Zulassung der Revision kann nicht darauf gestützt werden, dass der Rechtssache grund-

sätzliche Bedeutung iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG zukommt. Grundsätzliche Bedeutung hat ei-

ne Rechtssache nur dann, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, die allgemeine, über den Einzel-

fall hinausgehende Bedeutung besitzt, von der angestrebten Entscheidung der Rechtssache im 

Revisionsverfahren somit erwartet werden kann, dass sie in einer bisher nicht geschehenen, je-

doch das Interesse der Allgemeinheit berührenden Weise die Rechtseinheit herstellen, wahren 

oder sichern oder die Weiterentwicklung des Rechts fördern wird (BSG SozR 1500 § 160a 

Nr 39 S 58; BSG SozR 1500 § 160a Nr 65 S 87; BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 30 S 57). 

Rechtsfragen, die in diesem Sinne grundsätzliche Bedeutung haben, sind im vorliegenden 

Verfahren nicht ersichtlich.  

 

Des Weiteren ist nicht erkennbar, dass der Zulassungsgrund der Divergenz (§ 160 Abs 2 Nr 2 

SGG) vorliegt. Denn die angefochtene Entscheidung des LSG ist nicht von höchstrichterlicher 

Rechtsprechung abgewichen. 

 

Schließlich lässt sich auch kein Verfahrensfehler feststellen, der gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 SGG 

zur Zulassung der Revision führen könnte. Vor seiner Entscheidung im Beschlussverfahren hat 

das LSG die Klägerin bzw ihren damaligen Prozessbevollmächtigten angehört (§ 153 Abs 4 S 2 

SGG). Dass die Klägerin mit der Auswertung und Würdigung der im Laufe des Verfahrens ein-

geholten Sachverständigengutachten, die ihr übereinstimmend ein sozialmedizinisches Leis-

tungsvermögen für zumindest körperlich leichte Arbeiten von arbeitstäglich ca acht Stunden 

attestiert haben, und der sonstigen aktenkundigen medizinischen Unterlagen durch das LSG 

nicht einverstanden ist, ist für das Nichtzulassungsbeschwerdeverfahren unerheblich. Denn 

nach dem ausdrücklichen Wortlaut von § 160 Abs 2 Nr 3 SGG kann ein Verfahrensmangel nicht 

auf eine Verletzung von § 128 Abs 1 S 1 SGG (Grundsatz der freien richterlichen Beweiswürdi-

gung) gestützt werden. Mit dem vom LSG (und zuvor vom SG) auf Grundlage der vorliegenden 

Sachverständigengutachten festgestellten Restleistungsvermögen ist die Klägerin nicht er-

werbsgemindert iS des § 43 SGB VI.  

 

Richtig ist, dass das LSG über den bereits mit der Berufung im Juni 2011 gestellten Antrag auf 

PKH erst unter Bezugnahme auf den am selben Tag (2.10.2012) ergangenen Beschluss in der 

Hauptsache entschieden hat. Dies mag zwar verfahrensfehlerhaft sein; eine etwaige Verletzung 

des Anspruchs auf rechtliches Gehör muss jedoch auch für die Entscheidung des LSG 

entscheidungserheblich gewesen sein, um einen Grund für die Zulassung der Revision 

darzustellen (BSG SozR 4-1500 § 62 Nr 9). Hierfür aber ist nichts ersichtlich.  
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Da die aufgezeigten Voraussetzungen für die Bewilligung von PKH nicht vorliegen, kommt die 

Beiordnung eines Rechtsanwalts für die Durchführung des Nichtzulassungsbeschwerdeverfah-

rens nicht in Betracht (§ 73a Abs 1 S 1 SGG iVm § 121 Abs 1 ZPO). 
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